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Jeu eUwdlößu RStft -b©r5 . 
StbasW Srierl auf^ekobeug 

Der erste Versuch, das Ordnungsrecht an der 
SHL in die Praxis umzusetzen, ist in die 
Hose gegangen: wider Erwarten hat Sebasti- 
an mit seiner Irivatklage gegen den vom 
Grdnungsaus schuß ausgesprochenen Verweis vor 
dem Verwaltungsgericht Hecht bekommen. Nach- 
dem Kanzler v.Detmering einen vom dichter 
angebotenen Vergleich abgelehnt hatte, be- 
kam das Präsidium neben der Aufhebung des 
Verweises auch noch die Kosten des Verfah- 
rens aufgebrummt. 

Zwei Dinge sind es, die die Freude über das 
iTeignis trüben: 

1. ) nicht die feinen Herren iu i*räsidium 
sind es, die für den fehlgeschlagenen Ein- 
satz der Repressionsmaschinerie zahlen müs- 
sen, sondern der Steuerzahler* 

2. ) Obwohl das schriftliche Urteil noch 
nicht vorliegt, geht aus der luündlichen Be- 
gründung des Gerichts hervor, daß man die 
Aufrechterhaltung des Verweiese für " zur 
Zeit nicht mehr notwendig " hält. Dies 
heißt im Klartext, daß das Ordnungsverfahren 
seinen Zweck erfüllt hat : "Der Kohr hat sei- 
ne Schuldigkeit getan - der Kohr kann gehen." 

Siel der Ordnungsmabnahme gegen Sebastian 
war immer, durch eine exemplarische Maß- 
nahme an einem Linz ein fh ( "Rulelsf ührerprin- 
zip<) eine einschüchternde Wirkung auf die 
"Masse" auszuüben. 

LSas Loar der Rul<x(S ? 

Das kurze Aufflackern des studentischen Wi- 
derstands im 1-wöchigen iJ-Streik ander KHL 
im SS 77 mußte im Keim erstickt werden. 
Eine so offene und umfassende Lei stungs Ver- 
weigerung hatte es in Lübeck noch nicht ge- 
geben. Mangels konkret greifbarer Zwischen- 
fälle mußte ein absolut lvcherliches Ge- 
plänkel mit Prof. Henßge als Aufhänger her- 
halten. Bei der umgehenden Einleitung des 



uv uneu tu/b i> uxmuux unuu, wm wej.o uat> 
Prisidium die Repressionskarte ausreizen 
würde, immerhin reicht die Palette der Mög- 
lichkeiten im KSG bis zur 2-jährigen Rele- 
gation von allen Hochschulen des Landes! 

S4arter Gve^euu^cf 

Kurzfristig löste die Einleitung des OV 
allerdings das Gegenteil aus: mit beein- 
druckender Solidarität stellte sich die 
Studentenschaft hinter ihren Sprecher;, 
über 1000 Protestunterschrif ten, 65 Selbst- 
anzeigen, Info-Stand, i lugbliitter und Demo 
in der Stadt, Berichte in Dresse und £u»fr- 
funk,;.olidaritätsadressen von ASten und 
lachschaften, oTV, DGB, SPD, Jufos und 
iersonalrut waren für das Präsidium sicher 
nicht so leicht zu schlucken. Doch den Ler- 
ren ging es um mehr: der Susammenschluß der 
Medizinstudenten in der BRD hinter einheit- 
liche Forderungen mußte zerschlagen werden. 
Dafür nahm man auch kurzfristigen , rger in 
Kauf ...er Srfolg soll langfristig erreicht 
werden. Das Ordnungsrecht im backen mit der 
Angst um Studienplatz und Berufsaussichten 
soll dem ütudenten schon beim bloßen Gedan- 
ken an Aktionen kalte Schauer über den 
Rücken jagen. 




Wir würden uns etwas vormachen, wenn wir 
nicht zugeben würden, daß viele von uns nach 
der direkten Konfrontation mit dem ürdnungs- 
recht diese ..irkung zeigen, :.ie studentische 
i.umpfform des Streiks haben viele in ihren 
Köpfen auf Sis gelegt. Hinzu kommt die von 
reaktionären irofessoren fleißig geförderte 
L.palL.ung der Ltudentenschaft ( z.B. die 
±rof essorenunterstützung für die "Alterna- 
tiva"- Gust gegen den hRG/JPJ -Streik am 
Sü.1 1*77). Aus diesen Gründen muß man sich 
fragen, ob der juristische Jrfolg mit der 
Aufhebung der urdnungsraaßnahme nicht einer 
politischen Niederlage gleichkommt: die 
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Lage ist i ermaßen abgekühlt, daß sich die 
bürgerlich ,er ; chtsbarkeit eine Aufhebung 
der Ordnungama «inahrae leisten kann, Die 
Frage luiJc 3 ; :x nicht theoretisch beantwor- 
ten. iJitscheJLd«nd wird sein, wie sich die 
Studentenschaft der MHL in künftigen Aueein- 
anders et zungen verhalten wird - ob sie aus 
den Erfahrungen ihrer Kämpfe gelernt hat und 
dadurch stärker geworden ist, oder ob Bück- 
zug und Resignation die Aufgaben der Zukunft 
nur schwieriger machen. 

Zum juristischen Vorgang bliebe noch zu sa- 
gen, daß damit zu rechnen ist, daß das Prä- 
sidium gegen das Urteil Berufung einlegen 
wird. 



Frage an den Radikalen im Öffent- 
lichen Dienst a.D. Filbinger : 
Wieviele Todesurteile muß einer 
fallen , um sich an einzelne Verurteil 
lungen nicht mehr zu erinnern7 



öffentlicher Dienst 

Wir stelleri ein: 
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Kriecher 
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Am Dienstag , dem 14.11.78 schloß sich die 
Studentenschaft der Medizinischen Hoch- 
schule Lübeck mit überwältigender Mehrheit 
dem Aufruf von über 70 ASTEN und der 
Empfehlung der Landes-Asten-Konf erenz an , 
vom 27. '11. - 1.12.78 eine Aktionswoche 
f^egen das RRG ( Hochschulrahmen-Geset z ) 
und das LUG ( Landeshochschulgesetz ) 
durchzuführen. 

Tokgucie ßcSolufiowv Wuncfe dou 
cfer ShjdßUtuxLafc der K/fL 

1. Die Studentenschaf t der MHL unterstützt 
die BUNDESWEITE AKTIONSWOCHE vom 27.11.- 
1.12.78 und wird sich selbst aktiv an 
dieser Aktionswoche beteiligen. 

2. Die Studentenschaft der MHL wird ver- 
suchen, die Aktionswoche zusammen mit 
den Studentenschaften der Fachhochschule 
und der' Musikhochschule Lübeck durchzu- 
führen und inhaltlich zu füllen. 

3. Der AStA der Mhl wird beauftragt , Ar- 
beitsgruppen zu den Aktionen aufzu- 
bauen , an aenen alle interessierten 
Stud enten teilnehmen sollten. 

DIE STUDENTENSCHAFT DER MHL FOKDERT : 

— ERSATZLOS U STREICHUNG DES ORDNUNGSRECHTS! 

-•i KEINE RKG^LSTUDIENZEIT MIT ZWANGSEXMATRI- 
KULATION ! 

DRI ETTELFARI TÄT IN DEN GREMIEN ! 

RECHTE DER VERFASSTEN STUDENTENSCHAFT 




AUF WAHRNEHMUNG DES POLITISCHEN MANDATS 



— FINANZ - UND SATZUNGSAUTONOMIE ! ! 



Mi!, der NovelJ ierun^ des L.'-.iK.eslv.. *jw.;ra. i- 
gesetiies , die bis zum 30. Januar } ---Vi 
verabschiedet sein muß , drohen den Stu- 
denten in Schleswig-Holstein und in der 
ganzen Bundesrepublik die Kegelstucienzeit 
mit Zwangsexmatrikule: tion , ein um /ieles 
verschärftes Ordnungsrecht , die Kontrolle 
durch einen Kassenrat t das Verbot der Ur- 
abstimmung . 




Hochschulreform 



WIR, DIE STUDENTEN IN SCHLESWIG-HOLSTEIN , 
KÖNNEN UND DÜRFEN DER VERABSCHIEDUNG DES 
LHG's NICHT SCHWEIGEND ZUSEHEN, DESHALB 
WENDEN WIR UNS MIT DER AKTIONSWOCHE AN DIE 
0>' ftNTL ICHKBIT ,UM BRNEUT UNSEREN PROTEST 
GBGfiN DAS REPRESSIVE HRG / LHG VORZUBRIN- 
GEN PNU UNSERE BERECHTIGTEN FORDERUNGEN 
DER BEVÖLKERUNG UND DEN POLITIKERN KLAR 
ZU MACHEN! 



Die Aktionswdche führen wir durch, weil 
auch das Jahr 1978 von anhaltenden Ver- 
suchen aller Dundestagsparteien, das repres- 
sive Hochschulrahmengesetz in Form des 
Landeshochschulgesetzes gegen die Interessen 
der Mehrheit der Kochschulangehörigen 
durchzusetzen, gekennzeichnet ist. 
Durcf- H f-n Streik im Wintersemester 77/70 
und viele Aktionen im Sotnmersemester 78 
ist ie> Protest nicht nur bei den Studenten, 
sorioe-- auch unter den Hochschullehrern 
gew-v ••• «n , wie es die "Offenen Briefe", 
üj- •,'.!-. 1200 Wissenschaftlern in 'Nieder- 
sachsen , von über 1500 in Nord- Rhein- 
Westfalen und von allein 300 an der 
Universität MAINZ an die Landesregierun- 
gen geschickt wurden , zeigen. 



Aber der Protes - bleibt ül&hi nvx auf 
die Hochschule beschränkt , nein , im 
Gegenteil :andere fortschrittliche 
Kräfte in der Gesellschaft wie der 
Deutsche Gewerkschaftsbund ( DGB ), 
die Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr ( ÖTV ), die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
( GEW ) u.a. unterstützen den Protest 
der Studenten und haben sogar eigene 
Stellungnahmen zum HRG erarbeitet. 



Um hier auch diejenigen zu Wort kommen 
zu lassen , die sich so tatkräftig 
für die Sache der Studenten ein- 
setzen , erteilen wir hiermit 
Heinz-Oskar Vetter als Vorsitzendem 
des DGB da:-. Wort: 



clvz - Sonderdruck 




Was erwarten die 
Gewerkschaften von 
den Hochschulen? 



LEDIGLICH DREI VON DEN ÜBER 50 FORDE- 
RUNGEN DES DGB ZUR NOVELLIERE G DES 
LHG SIND ÜBERNOMMEN WORDEN I 
BEI DER ANHÖRUNG DER STUDENTISCHEN 
FORDERUNGEN VOR DEM VOLKSEILDUNGS- 
AUSSCHUSS IN KIEL WURDE DEN STUDEN- 
TENVERTRETERN NUR EIN MÜDES LÄCHELN 
GESCHENKT! ! ! 



Für die gesetzliche Verankerung 

der verfaßten Studentenschaft 
mit politischem Mandat. 




Zum zweiten meine^ ich, daß es 
nichts schaden kann, Venn bei der 
Jubiläumsfeier einer ehrwürdigen 
Universität auch die Stimme eines 
Arbeitnehmervertreters zu Wort 
kommt — und zwar gerade, weil in 
dieser Universitätsgeschichte die 
Probleme der arbeitenden Bevöl- 
kerung kaum berücksichtigt und 
eher die geistigen Waffen gegen 
die Arbeiterbewegung geschmiedet 
wurden, Damit ist nichts gegen die 
geschichtliche Leistung der deut- 
schen Universität gesagt. Keiner 
wird ihr absprechen, bewunderns- 
werte wissenschaftliche Erfolge er- 
zielt zu haben. Es ist nur die Frage 
gestellt, für wen diese Leistungen 
erbracht werden, wer den Nutzen, 
wer die Folgen zu tragen hatte. 
Aber die Geschichte geht ja wei- 
ter: Diese Institutton Universität 
braucht ja nicht auf ewig vorran- 
gig den Interessen von Wirtschaft 
und politischem Konservatismus 
verpflichtet sein! Wissenschaft als 
produktive Kraft kann }a auch zur 
demokratischen Veränderung der 
Gesellschaft, zur bewußten Förde- 
rung des sozialen Fortschritts ge- 
nutzt werden! Wissenschaftsfrei- 
heit braucht nicht die Freiheit we- 
niger Privilegierter bleiben! Und 
sie darf es nicht! Die Arbeitneh- 
mer, auf deren Arbeit der Reich- 
tum dieser Gesellschaft beruht und 
die damit auch die Hochschuletats 
mitfinanzieren, haben ein Recht 
darauf, daß ihre Probleme, ihre In- 
teressen und ihre Gestaltungsmög- 
lichkeiten Eingang in Forschung, 
Ausbildung und Weiterbildung fin- 
den. Dieser Anspruch muß Ge- 
schichte machen, d. h., er muß in 
den sozialen und politischen Aus- 
einandersetzungen unserer Tage 
durchgesetzt werden, und deshalb 
wird er hier angemeldet. 



r 



Es gib- teilte ein steh vergrö- 
ßerndes Potential von Wissen- 
schaftlern und Studenten, die in 
sozialer Verpflichtung einen Bei- 
trag für fctne arbeitnohmerorien- 
1 rf>r't Wissenschaft leisten wollen 
j ..- daoei zunehmend die Zusam- 
■■■--•■beit mit den Gewerkschaften 
, nm Hier geht es mir um Er- 
riu'igung, denn ich bin mir wohl 
:jevtuflt> welch schweren Stand die 
Hochschullehrer, Assistenten und 
Studenten haben, die sich der Ge- 
werkschaft s- und Arbeiterbewe- 
gung verbunden fühlen und sich 
gegen den Strom antigewerk- 
schaftlichen und konservativen 
Einflusses stemmen müsseh. Nur: 
Ermutigung reicht nicht aus, Von 
gleicher Bedeutung ist es, auf die 
Schwierigkeiten dieser Annähe- 
rung, dieses langsam beginnenden 
Dialogs zwischen Hochschule und 
Gewerkschaften einzugehen. 



Unser Inter- 
esse beruht zunächst auf folgenden 
einfachen Überlegungen: Ausbil- 
dung und Forschung als die zen- 
tralen Aufgaben der Hochschule 
sind für die Gesellschaft und damit 
für die die gesellschaftlichen Aus- 
einandersetzungen bestimmenden 
Gruppen in verschiedener Hinsicht 
von Bedeutung. Als Qualifikations- 
prozeß zur Steigerung des Arbeits- 
vermögens, als angewandte Tech- 
nologie zur Steigerung der Arbeits- 
produktivität und als Ideologiepro- 
duktion Mittel zur Stabilisierung 
der Herrschaftsverhältnil««. Alle 
drei Momente betreffen unmittel- 
bar Funktionsbereiche der Ge- 
werkschaften als Intereßsenorganh 
sation der Arbeitnehmer. 



Ist die 

Hochschule ihrer Aufgabe, Stätte 
der beruflichen Ausbildung für 
über 20 Prozent eines Jahrgänge« 
zu sein gewachsen? Ist angesichts 
der erfolgten Öffnung der Hoch- 
schulen für eine ausreichend* so- 
ziale Sicherung der Studenten aus 
den unteren sozialen Schichten ge- 
sorgt, damit formelle Chancen- 
gleichheit auch »m« materielle 
Grundlage hat? igt mt- der quanti- 
tativen Öffnung eine inhaltlich- 
soziale Öffnung einhergegangen'* 
Werden praxisbezogene Sach* 
kenntnisse und umfassende gesell- 
schaftliche Kritikfähigkeit vermit- 
telt, 



UkcA uutA %ur 

Gfus+al+uwc^ der RtliouSl^ocLe, : 



- Informationsstand auf der Breiten Straße 
mit Verteilung von Flugblättern, Verkauf 
von Tee mit Rum, Rollenspiele der The:>t«~- 
grupp e , Mus ikvorführung . 

- Presse arbeit 



- Inf ormations- und Ausspracheverans 
zur theoretischen Aufarbeitung de' 
Problematik 



- Podiumsdiskussion mit Politiker? 
schiedener Parteien 




- Und* als Abschluß eine große Fete 
Lübecker Hochschulen im Dorfkrug 



Das ricUef s\cL c^e^ei- T)icL i 

3>E\KJEIU "PROTEST %uuw Qusdruck briuotu l 



Hacke.4La( kou4ra (?) ScLulk*ediäi 



Die Wellen um ihn schlagen wieder hoch 
seit seinen spektekuiüren Fernsehauftrit- 
ten, Bücherveröffentlichungen und dem 
„Spiegel-Interview. Nicht von ungefähr 
mutmaßen viele, daß er sich verkaufen will, 
solange dazu Gelegenheit ist. 
Doch das trifft bei weitem nicht den Kern 
des Problems. Seit seiner ersten Veröffent- 
lichung „Auf Messers Schneide" sieht sich 
Hackethal nicht nur zunehmender Kritik, son- 
dern auch Denunziationen und handfesten Ein- 
griffen in sein Berufsleben (Berufsgerichte- 
verfahren, Entzug des Kassenarztrechts) von 
selten der „Medizin-Mafia" (H. in Quick 25/ 
78) auegesetzt. 




Ein Beispiel dünner Kritik anjier brechen- 
den Medizin w; r<i an seiner Einstellung zur 
Behandlung der Bi ■ •iddarmentzundung deut- 
lich: 

Zunächst, betont Mackethal, ist es völlig 
unberechtigt, die <ie fahren einer Blinddarm- 
Operation zu vernarralosen , zumal in der BBD 
die Sterblichkeit. m* einer solchen Opera- 
tion mit ca, *k i-'rümiile vergleichsweise 
sehr hoch iht ■: iluf Messers Schneide = MS, 
S./t5). Im übrigen .vird mindestens jeder 
zweite (wahrscheinlich aber mehr) „Wurm" 
unnötig wegoperiert. Dennoch werden schlicht- 
weg alle - auch die vollkommen ungerecht- 
fertigten Appendektomien nachtraglich durch 
das Pathologen - urteil „Chronische Ap- 
pendizitis" gerechtfertigt, habe es 
nicht ein einziges Mal unter vielen hun- 
dert herausgenommenen j aber keineswegs 
entzündeten Blinddärmen erlebt, daß der 
histologische Befund lautete: Normaler 
Wurmfortsatz ohne deichen irischer oder 
älterer Entzündung. Immer war es eine 
„Chronische Appendizitis" " (MS, 1 S.52). 



Dabei ist klar, daß im streng histologi- 
schen Sinne in j eder Appendix chronische 
Entzündungsvorgünge zu erwarten sind, 
auch in einer vollkommen unauffälligen, 
die klinisch keine Beschwerden verur- 
sacht; denn schließlich gehört die Ap- 
pendix in das System der lymphatischen 
Abwehrkette, deren Funktion ja gerade 
darauf beruht, Krankheitserreger un- 
schädlich zu machen. Somit ist die 
Entzündung - im feingeweblich eh Sinne - 
als Ausdruck des funktionstüchtigen 
Abwehrkampfes zu verstehen, „wieder- 
holte Entzündungen hinterlassen Spuren. 
Die entdeckt dann der Pathologe. Als 
Vorbeugung vor den Chirurgen identifiziert 
der Pathologe die kleinsten Entzündungs- 
zeichen als Symptom einer chronischen Ap- 
pendizitis" (MS, S.53). 
Für die Schulmedizin gilt das Prinzip; 
„Der Blinddarm ist überflüssig, er konn- 
te sich entzünden, also raus damit." 
(MS, S.53) Für Hackethal ist es grober 
Unfug, ein Organ nur deshalb herauszu- 
nehmen, weil es bei einem relativ klei- 
nen Prozentsatz der Menschen im Laufe des 
Lehens lebensgefährlich erkranken kann. 
Dagegen führt er einige Beweise dafür an, 
daß eine unnötige Appendektomie nur Scha- 
den anrichtet: 

- Die erhöhte Krebsanfälligkeit bei appen- 
dektoraierten Patienten ist statistisch 
nachgewiesen. 

- Die Gefahr der Verschleppung von Kotkei- 
men in die Bauchhöhle während der Opera- 
tion,, die im übrigen bei nicht entzünde- 
ten Appendizes größer ist als bei akut 
entzündeten, bei denen'Ü'ahr s c heinli c h 
eine größere Abwehrbereitschaft der da- 
durch mitentzündeten Umgebung des Wurm- 
fortsatzes vorl iegt. 




- Schließlich birgt jede Appendektomie die 
'Gefahr der Stumpfinsuf fiziens (Naht, kann: 
aufgehen) und spaterer Verwachsungen usw. 
in eich.. 

Hackethal gibt zu, daß das Risiko einer Ap- 
pendektomie bei nicht entzündetem Blinddarm 
klein ist, in den Händen eines erfahrenen 
Bauchchirurgen sogar minimal. Aber es ist 
da und deshalb beachtenswert {MS, S.5/4). 
Die Frage, die er leider nicht auf wirft: 
Gibt es für eine akute Appendizitis auch 
andere als nur chirurgische Heilmethoden? 

Soweit dieses Beispiel. Mittlerweile ist 
die Diskussion mit Hackethal .{Krebsvor- 
BOrgeuntersuchung) sicherlich auf dem Sie- 
depunkt angelangt. Es ist schwer, mit sei- 
nen Widersprüchen, seiner Emotionalität und 
seinemv Anspruch auf kritische Diskussion 
innerhalb der Medizin, f ertigzuwerden. Ent- 
scheidend ist aber wohl, daß jemand, ob- 
wohl er aus den Reihen der Schulmediziner 
kommt, eine . Kontroverse Uber die Behand- 
lungsweise der Medizin entfacht hat. Diese 
Diskussion muß so öffentlich wie nur mög- 
lich gemacht werden. Zum einen, weil auf 
diese Weise die Patienten merken können, 
welche Rolle sie in der heutigen Medizin 
spielen., und die Chance besteht, daß sie 
zum mündigen und dem Arzt gegenüber gleich- 
berechtigten Partner erzogen werden können. 
Zum anderen, weil deutlich werden kann, daß 
Medizin keine Wissenschaft ist, die nur auf 
meßbaren Grundlagen arbeitet, sondern, daß 
hier, genau wie in anderen Wissenschaften, 
die Herangehensweise, wie man zum Beispiel 
eine Krankheit auffaßt, ob von den Sympto- 
men oder vom Menschen und der Gesellschaft 
her, jeweils eine andere ist. Hackethal hat 
diesen gesellschaf tskritischen Anspruch si- 
cherlich nicht, und seine Bemerkung i ; zuto. 
Arzt-Patient Verhältnis stellen nicht den 





Kern seiner Bücher dar. 

Unter den Medizinstudenten wird gerne das 
„Argument" der Ärzte und ihrer Funktionäre 
aufgegriffen, Hackethal verunsichere die 
Patienten und störe damit das Arzt-Patient 
Verhältnis» Um es einmal deutlich zu sagen, 
das Arzt-Patient Verhältnis ist gestört, und 
daß ist sicherlich nicht Hackethals Verdient t, 
Wenn aufgrund des Ausspruchs: „Wenn sie einen 
Urologen sehen, denn laufen sie so schnell 
sie können! " immer weniger Männer zur Pro- 
stata-Vorsorgeuntersuchung gehen, dann füh- 
len sich viele sicherlich bestätigt in dem 
Gefühl, daß die heutige Medizin weder in 
der Lage ist, die organischen Ursachen noch 
die psychischen und sozialen Folgen dieser 
Erkrankung in den Griff zu bekoinmen. Dennoch 
wird eifrig,, Vorsorge" betrieben ( ernstzu- 
nehmende Vorsorge bestünde bspw* in der 
Abschaffung der Kernkraftwerke), Für die 
Patienten aber besteht keine Möglichkeit 
in dieses System von „Vorsorge" einzugrei- 
fen, sie sind aufgrund des nicht bestehenden 
Vertrauensverhältnisses dem Arzt jnd seiner 
Medizin ausgeliefert. So bleibt ihnen nur 
die Möglichkeit keine Vorsorgeuntersuchung 
vornehmenzulassen. 



Wir sollten als kritische Medizinstudenten 
versuchen, die Realitäten, die durer t ucke- 
thal ge sc heil« : und aufgezeigt wurden, zu 
erweitern um \-.en Aspekt der gesellschaft- 
lichen Diraene; 1 von Krankheit und Gesund- 
heit, ebenso w 3 wir "ersuchen sollten, 
den Patienten klarzumachen, daß es nicht nur 
eine (Schul-) Üedizin gibt, im* daß vieles 
in Behandln .ig und " .erftpie vor, dm abhängen 
kann, was el* elfeer wollen 



fr^fuu^ w\dJ bes-faucku, 

Das baden-württembergucrie LandesprÜ-* 
fungsamt für Medizin und Pharmazie 
-wacht scharf über die Einhaltung der Prü- 
fungsbeitirnmungeii. Es lieft kürzlich drei Ulmer 
Medizinstudenten durchrasseln, weil sie ihre 
schriftlichen Arbeiten für den zweiten Abschnitt 
der ärztlichen Prüfung zwei bis drei Minuten zu 
spät abgegeben hauen. Formaljuristisch ist an 
dieser Entscheidung nicht za rütteln, denn Para- 
graph ]9 der Approbationsordnuiig für Ärzte 
droht solche Konsequenzen ausdrücklich an. 

Die viertägige Prüfung begann am 2tt, August 
um 9,15 Uhr, nach einer viertelstündigen Rechts- 
Belehrung. Untei den M4 Kandidaten waren auch 
der 48jährige Türke Mehnut özkan und der 30- 
jährige Perser Morreza Nekoi-Riüi. Auf 13 Uhr 
war die Abgabe der Prüfungsarbeiters angesetzt. 
Eine besondere Aufforderung dafür erhielten die 
Prüfunesteilnehmer nicht, Sie mußten, wie es 
rechtlich vorgeschrieben ist, den Prüfungskatalog 
unaufgefordert dem Aufsichcspersonal aushändi- 
ge - 

Drei Teilnehmer, darunter Ozkar und Nekoi- 
Rizi, versäumten die 13-Uhr-Frlst um zwei bis 
drei Minuten. Ein Aufsich rsbeaimer protokol- 
lierte den Votgang formgerecht, beruhigte jedoch 
die Medizinstudenten mit dem Hinweis, daraus 
würde ihnen voraussichtlich kein Strick gedreht. 
Im Landesprüfungsamt, das den Fall zu beurtei- 
len hatte, dachte man anders. Wochen später 
erhielt das Ulmer Studcnren-Trio per Einschrei- 
ben den gleichlautender Bescheid, daß die Prü- 
fung als nicht bestanden gelte. Der Grund: „Ihre 
Arbeit wurde nicht um 13 Uhr, sondern um 13.03 
Uhr abgegeben." Eint Wiederholung der Prüfung 
ist erst in sechs Monaten möglich. Die Betrof- 
fenen haben bereits rechtliche Schritte vor dem 
Verwaltungsgericht angekündigt. 

Ein Rechtsstreit scheint nicht aussichtslos, weil 
durch eidesstattliche Erklärungen von Prüfungs- 
teilnehmern gesichert zu sein scheint, daß es bei 
der Abgabefrist etwa* turbulent zuging. Einer 
meinte: „Bei Prüfungsende herrschte große Un- 
ruhe Jm Saal, özkan und Nekoi-Rizi behaupt- 
en, sie hätten die Aufforderung des Aufsichts- 
beamten nicht gehört. - - 

Welche Folgen eine Schreibtisch-Entschejdung 
haben kann, zeigt das persönliche Schicksal der 
beiden ausländischen Studenten- Neküi-Rizi, der 
30jahrige Perser, steht bald ohne einen Pfennig 
Geld da, denn das Stipendium, das ihm das Dia- 
konische Werk gewährte, ist mit Ende des Stu- 
dienjahres ausgelaufen. j) er 48jährige Türke 
özkan ist verzweifelt. In »einem Alter sei jede 
weitere Zeitverzögerung eine Qual, sagt er. 
Zunächst war Dz tan acht Jahre lang Hilfsarbei- 
ter, bevor er 1972 an der Universität Ulm das 
Studium aufnehmen konnte. 
„Wie soll ich jtsat die Familie ernähren?* fragt 
sich özkan. 
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Bitte fordern Sie zum 
Semesterbeginn unseren 
neuen Fachkatalog für 
MEDIZIN an 



Wir beraten Sie gerne I 



Medizinische Buch er 



Medizinische Zeitschriften 
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aber die VflicUeu eiues 



.passungsformen 



nicht luareichend 



voll aut reichend 
I 




gut 



weniger ausreichend 



befriedigend 



gut und basser 



ausreichend * 




voll befriedigend 



Mhr gut 



Am 1.3. dieses Jahres erfolgte mit Inkraft- 
treten der zweiten Novelle der Approbations- 
ordnung ein gewaltiger Rückschritt in der 
Gestaltung unserer Ausbildung, 
•fortschrittliche Studienref ormbestrebungen, 
wie aie trotz aller Vorbehalte in der AO von 
1970 enthalten sind, werden durch die Novel- 
lierung zunichte gemacht. Immer weiter ent- 
fernt sich unser Studium von einer verant- 
wortungsgerechten, in wissenschaftlicher und 
gesellschaftlicher Hinsicht qualifizierenden 
Ausbildung. 



Berechtigten Forderungen nach: 

- integrierender am Lehrgegenstand " cht 
am einzelnen Fachgebiet orientiert.« v Aus- 
bildung 

- Betonung der praktischen Ausbildung 

- Ermöglichung eines sinnvollen Studienauf- 
baus durch die einzelnen Studenten 

(Zielsetzungen übrigens, die ursprünglich ge- 
mäß amtlicher Begründung auch Zielsetzungen 
der AO waren) stehen heute entmündigende Reg- 
lementierungen gegenüber: 

- Wiedereinführung der Pflichtvorlesung, was 
eine Abkehr vom praxisorientierten Unter- 
richt bedeutet 

- die 60% - Prüfungshürde, die ein kritiklo- 
ses Paktenlernen fördert 



Es drangt sich die mit einem reichlich schlech- 
ten Omen behaftete Frage auf: 
Kann der Medizinstudent in einem sogearteten 
Studium die Befähigung zu verantwortlichem 
ärztlichen Handeln überhaupt noch erwerben? 
Wo ist hier noch die Möglichkeit der Förde- 
rung von differenzierter Sachkenntnis, Kritik- 
fähigkeit und geselschaftlicher Verantwortung a- 
bereitschaft? 

Sie kann nicht bestehen, wenn dem Auszubil- 
denden die Möglichkeit der selbständigen Stu- 
diengestaltung, in eigenverantwortlicher Be- 
urteilung der Ausbildungsrelevanz der ver- 
schiedenen Fächer und der didaktischen Qua- 
lität von Veranstaltungen, abgesprochen wird. 



In einem gewisse) tsiimen .>(•>> legt die Verant- 
wortung, in weu-iem Auamats u.e Studierenden 
diesen Reglementierungen unterworfen sind, 
den einzelnen Hochschulen. So fordert die 
AO-Novelle die Pflichtvorlesung nicht, son- 
dern ermöglicht sie. "... Der Studierende...» 
weist... seinen regelmäßigen Besuch an den 
die praktischen Übungen vorbereitenden oder 
begleitenden Vorlesungen nach, soweit der 
Besuch von der Hochschule in einer Studien- 
ordnung vorgeschrieben ist." (AO Novelle, 
§ 2, Abs. 3). 



Die Studienordnung der MHL, die zur Zeit dem 
Kultusminister in Kiel vorliegt, läßt den 
entsprechenden Passus nicht vermissen. Wenn 
auch umschreibend, das drastische Wort 
"Pflichtvorlesung" umgehend, so sagt dennoch 
der " Pflichtveranstaltungsparagraph" (§4 
Studienordnung der MHL): "... weitere Pflicht- 
veranstaltungen werden vom Senat im Einver- 
nehmen mit den zuständigen Fachvertretern ; ' 
festgelegt..." 

Wie diese Formulierung au verstehen ist, zeigt 
deutlich die bereits angelaufene lebhafte Dis- 
kussion im Senat um den Modus der Anwesenheits- 
kontrolle während der beantragten Pnicht Vor- 
lesungen. Nahezu alle Hochschullehrer der ! 
MHL haben schon jetzt ihr Bestreben kundge- 
tan, ihr Vorlesungen zur Pflicht zu erhe- 
ben. Noch sindes Formalien, die den Lauf 
der Dinge aufhalten. Wie lange noch? Wann 
wird für uns der Vorlesungsraarathon begin- 
nen? 

- 40 Stundenwoche (lediglich Veranstaltun- 
gen an der Hochschule) 

- Überhäufung mit Lehrinhalten, ohne Mög- 
lichkeit der Vor- und Nachbereitung, die 
ein Doppeltes der Zeit von Vorlesungsbe- 
suchen beanspruchen. 

Dies sind untragbare , für uns nicht durch- 
zuführende Studienbedingungen i 



Hxc eAufcu Rusbou der IdAiap&Wizul 

Das Wiederauf greifen der Pflichtvorlesungen 
bedeutet unmißverständlich eine Verlagerung 
der Gewichtung von praxisorietierter Lehre in 
Kleingruppen auf theoretische Massenveranstal- 
tungen. Was hier erfolgt ist Ersatz von Qua- 
lität durch Quantität. 

Dieser verantwortungslosen Strategie liegen 
staatliche "Reformüberlegungen** verbunden mit 
Kapazitätsverordnungen und bildungspoliti- 
schen Konzepten der "Öffnung der Hochschule", 
ohne jedoch einen Ausbau der Kapazitäten, 
zugrunde. Hier, wo offensichtlich finanzpo- 
litische- Überlegungen erste Priorität vor 
studentischen Qualifikationsansprüchen ein- 
geräumt wird, müssen unweigerlich die unter- 
schiedlichen Interessen von Hochschulange- 
hörigen und Gesetzgeber aufeinanderprallen. 



Soll in dem Konzept der "Öffnung der Hoch- 
schule" eine ausreichende Ausbildungsquali- 
tät aufrechterhalten werden, so muß ein Aus- 
bau der Lehrkapazität der Hochschulen vorge- 
nommen werden, wenn nicht rhei tsunfähige 
Massenuniversität zur kur*. ti stiren Bewäl- 
tigung hoher Studentenzahlen entstehen soll. 



4or4seteut^ des Lfiolersiaiacis 
of-^eiv die Ro- hobelte 

Uns darf die massive Reglementierung, Ein- 
engung und Leistungsorientierung, die wir 
im Augenblick in unserer Ausbildung erfah- 
ren, nicht zur Resignation führen , denn ein 
solches Verhalten e bnet _4sm_iataat d.ft& Weg 
zur weiteren ökonomisierung und Verschlech- 
terung unseres Studiums. Wir müssen unseren 
Widerstand gegen die AO-Novelle fortsetzen. 



Hierbei ist es jedoch wichtig zu erkennen, 
daß Produkte einer verfahrenen Bildungspoli- 
tik nicht durch einmalige Kraftakte zu besei- 
tigen sind, sondern daß wir längerfristig an 
unserer Forderung nach einer grundsätzlichen 
Umorientierung in der Bildungsplanung fest- 
halten müssen» 




die «tt«f Aollu« 
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mögliche Änderung unserer Ausiu/duruj : 

„ tfSUHDHEITSWlSSENSCHAFTUCHE 
PKOmdEUTIK" or 

BfelejW Jer öherstufen - Kolleg 



Um eine Diskussion zu einer grundsätzli- 
chen Neuordnung unseres Studiums anzuregen, 
versucht der AStA im Januar nächsten Jahres 
maßgebliche Leute, die sich Gedanken über 
unseren Stüdiengang machen, sei es in Form 
einer „Verbesserung" der bestehenden AO, 
sei es in Form einer grundsätzlichen Ände- 
rung unserer AO, auf einem Podium zusam- 
menkommenzulassen. Zur Vorbereitung die- 
ser Veranstaltung und der daraus folgen- 
den Diskussion dient unter anderem dieser 
Artikel. 

Wqs ist das 
Bielefelder 
Oberstufen - Kollecj ? 

Kine kurze Charakterisierung des Bielefel- 
der Oberstufen-Kollegs; Gründung 1970 an 
der Universität Bielefeld. Zunächst drei 
Jahre von der Stiftung Volkswagenwerk fi- 
nanziert, seit 1972 Hinrichtung des Landes 
NRW. Des Oberstufen-Kolleg will als „C.urri- 
culum-Werkstatt» neue Organisationsformen 
und Curricula (Lehrpläne) entwickeln und 
erproben und damit einen Beitrag leisten, 
den Zugang zu wissenschaftlichen Methoden 
und Verfahren demokratischer zu gestalten 
und deren Anwendungsmöglichkeit unter Be- 
rücksichtigung ihrer politischen und so- 
zialen Konsequenzen zu vermitteln. 
JEß ^werden zur Zeit 23 Grundstudiengänge an- 
geboten, die so konzipiert sind, daß Jugend- 
in einem einheitlich vierjährigen Ausbil-""" 
dungsgang nach Abschluß der Sekundarstufe I 
(= mittlerer Helfe) zu einem Haupetudium 
t= in der Medizin: klinisches Studium) in 
den wichtigsten wissenschaftlichen Diszi- 
plinen befähigt werden. 




A. Paul Weber; BifeäungspfUtnzchen 



Das pädagogische Rahraenkouzept enthält fol- 
gende Merkmale: 

Das Oberstufen-Kolleg geht von der Hypothe- 
se aus, daß jeder durchschnittlich soziali- 
sierte Jugendliche bei entsprechender päda- 
gogischer Forderung zu einem wissenschaft- 
lichen Studium befähigt ist. Der Aufnahme- 
schlUssel trägt dieser Zielsetzung Rechnung; 

- 50% weiblich, 50% männlicn 

- soziale Schichtzugehörigkeit wie im Lande 
NRW (50% Unterschicht, Mittelschicht, 
5SS Oberschicht). 

- je 1/3 der Kollegiaten mit Vorbildung in 
Hauptschule, Gymnasium und Realschule 

- mindestens 1/3 mit Berufserfahrung 

- Höchßtalter 25 Jahre 



Praktikum: Alle Absolventen des Oberstufen- 
Kollege sollen, sofern sie nicht bereits vor 
Antritt ihrer Ausbildung eine mindestens 
einjährige Berufstätigkeit ausgeübt haben, 
mindesten dreimal Arbeitsverhältnisse in 
verschiedenen Beschäftigungsbereichen ein- 
gehen, um Strukturen und Probleme der Ar- 
beitswelt selbst konkret-sinnlich zu erfah- 
ren. 

wlssenschaftspropädeutik: Außerhalb des Wahl- 
fachunterrichts wird für alle Kollegiaten 
die Ausbildung themen- und snethodenzentriert 
als allgemeine Wissenschaf tspropädeutik 
durchgeführt, wobei eine Grundqualifikation 
in naturwissensc haf tlich-t ec hnologischen , 
sozio ökonomischen und kommunikationstheore- 
tischen Kenntnissen angestrebt wird. 

Leistungsmessung: Leistungsmessung wird 
lernzielorientiert durchgeführt und dient 
vor allem der selbstkritischen Einschätzung 
der eigenen Leistung und der Rückkopplung, 
Die Beurteilung der Einzelleiatung orientiert 
sich an den ind ividuellen Lernfortschritten, 
nicht jedoch an fiktiven Normverteilungen 
der Leistungen innerhalb der heterogenen 
Kursgruppen. Entsprechend wird nur nach den 
Kriterien „bestanden" - „nicht bestanden«' 
differenziert, es gibt kein Punkt- oder No- 
tensystem. 



Wie sieht jehi der 

GESUHWeiTSWlSSENSCHAFTLia 
"PROPÄDEUTIK im einteilen aus 3 



Bezugspunkt ist die Approbationsordnung für 
; Ärzte (1970), deshalb sollen die in der AO 
gefordeten Kurse und Praktika in den Ausbil- 
dungsgang integriert werden, und um einen 
Vergleich mit den Ausbildungsresultaten der 
medizinischen Fakultäten au bekommen, neh- 
men die Kollegiaten an der bundeseinheit- 



lichen Prüfung (ärztliche Vorprüfung) teil. 

Die Unterrichtsplanung ist derzeit noch auf 
die ersten beiden Semester des Studiengange 
beschränkt und versucht die Entscheidung für 
oder gegen ein Medizinstudium zu fundieren, ' 




Integrierter Studiengang: Das Oberstufen- 
Kolleg versucht, durch Verbindung von tra- 
dltioneller-schulischer Allgemeinbildung mit 
zunehmend fachlich-beruflicher Spezialisie- 
rung eine rationalere, an den individuellen 
Interessen und Fähigkeiten der Kollegiaten 
ausgerichtete Studienfach- und Berufswahl 
zu ermöglichen. Es will nachweisen, daß 
durch dieses vierjährige Kolleg ein Aus- 
gleich der unterschiedlichen Eingangsvor- 
aussetzungen geschaffen werden kann. Inso- 
fern ist 'es eine Alternative zu Abitur und 
zur gegenwärtigen Regelung des Hochschulzu- 
gangs (Numerus Clausus). 

Für den Austaildungsgang „Gesundheitswissen- 
schaftliche Propädeutik" besteht deshalb das 
Ziel darin, den an einer ärztlicher. Ausbil- 
dung und Tätigkeit interessierten Kollegia- 
ten zu ermöglichen, ihre Studienmotivation 
durch eine realistische (und nicht nur emo- 
tionale wie heute) Vorstellung von dem ange- 
strebten Berufsfeld zu Uberprüfen und ihre 
Studien- und Berufseignung durch praktische 
Erfahrung erproben zu können. 




? 



In den Organisationsbedingungen ist ßaum 
für notwendinge didaktische Versuche, so 

- für Unterricht in Kleingruppen, für 
selbstorganisierte Studien, für forschen- 
des Lernen, 

- für Einsatz von UnUerricht^tecMiologien 
und programmierter Instruktion 

- für Integration von theoretischen Unter- 
richt und praktischer Übung, 

- für Lernen von Kooperation. (Teamwork), 
von wissenschaftlichen iroeitstechniken, 

- für eine aktive Mitgestaltung des Unter- 
richts durch die Kollegiaten. 



11 - 



Inhalt Jicn wi-rd uewuut von der traditionel- 
len Systems i „^..hen Vermittlung isolierter 
Fachgebiete abgewichen und eine problembe- 
zogene Entwicklung von Lernsequenzen ange- 
strebt» indem die Inhalte der theoretischen 
^ ! „iier (bezogen auf die Vorklinik) soweit 
möglich aui klinische Probleme, offene Fra- 
gen medizinischer Forschung und sozial- und 
gesundheitspolitische Kontroversen bezogen 
werden. Dadurch soll bei den Kollegialen 
von Anfang an die Fähigkeit zu problemlö- 
senden Verhalten und die Bereitschaft zu 
selbst ständigem Arbeiten geübt werden. Die 
Trennung In Vorklinik und Klinik erweist 
sich dabei als besonders hinderlich. 

Der Wahlfachunterricht gliedert sich in 
folgende Komponenten; 

- Orientierungssemester 

- Teilnahme am naturwissenschaftlichen 
Grund puaktikum 

- sozialwissenschaftliche Einführung in die 
Medizin 

- Sch werpunktphase der integrierten Medizin- 
pro pädeutik 

- selbständige wissenschaftliche Arbeit 

- Krankenpflegepraktikum 

- verschiedene Formen praktischer Anwendung 
erworbener Kompetenzen. 

Dauer: 8 Semester 

Orientierungssemester: Diese Einführung 
(36 Wochenstunden) soll einen ersten Uber- 
blick über die medizinische Ausbildung, die 
Möglichkelten ärztlicher Tätigkeit und die 
jtruktur des Gesundheitswesens vermitteln. 
Durch eigene praktische Übungen (u.a. Erkun- 
dungen in Institutionen des Gesundheitswe- 
sens) und gemeinsame Diskussion soll hier 
ein Beitrag zu einer fundierten Studien- 
fachentscheidung geleistet werden. 




Sozial wissenschaftliche Einführung in die 
Medizin: Mit Fachvertretern von Soziologie 
ur3d Psyc hologie, sowie in Zusammenarbeit mit 
niedergelassenen Ärzten und Bielefelder 
Krankenhäusern sollen durc; 'rieru f serkun- 
dung in den verschiedenen Bere. chen des 
Gesundheitswesens die sozial» und ökonomi- 
sche Dimension ärztlicher Tätigkeit und die 
Strukturen des Gesundheitswesens dv-^H prak- 
tische Anschauung verdeutlicht werden. 

Integrierte Medizinpro pädeutik: Durch die 
Entwicklung eines Kurses der integrierten 
Medizinpropädeutik soll die Trennung von 
Klinik und Vorklinik im Rahmen medizini- 
scher Ausbildung zumindest in einzelnen 
exemplarischen Perspektiven überwunden wer- 
den. Methoden und Inhalte der klassischen 
Fächer Anatomie, Physiologie und Biochemie 
sowie der Psychologie, Soziologie und der 
politischen Ökonomie des Gesundheitswesens 
sollen hier zu gemeinsamen Themenbereichen 
zusammengefaßt und unter verschiedenen Pro- 
blemaspekten vermittelt werden. Ausgehend 
von Beobachtungen im Rahmen einer "Living- 
body-Anatomy" (Erlernen der Anatomie am 
lebenden Körper) sollen die verschiedenen 
Methoden anatomischer, physiologischer, bio- 
chemischer und psychologischer Untersuchun- 
gen abgeleitet und dargestellt werden, um 
auf dieser Grundlage eine fundierte Kennt- 
nis orthologischer und allgemein patholo- 
gischer Grundfunktionen und Reaktionen des 
menschlichen Körpers anzustreben, die für 
ein umfassendes Verständnis von Gesundheit 
und Krankheit Grundlage sind. Praktische 
Übungen und eigene experimentelle Unter- 
suchungen im medizinischen Grundlabor sol- 
len daher im Zusammenhang mit ihren mögli- 
chen Anwendungen in Bezug gesetzt und be- 
sprochen werden. Schließlich sollen die 
sozialen und psychologischen Bedingungen 
von „Gesundheit" auf dem Hintergrund so- 
zialhistorischer' und epideruu ogischer 
Kenntnisse in Ihrer politischen und öko- 
nomischen Dimension erarbeitet werden. 

Selbständige Wissenschaft liehe Arbeit: Der 
kritische Umgang mit wissenschaftlichen In- 
formationen bildet ein wichtiges Struktur- 
merkmal des Curriculum. Die Kollegiaten sol- 
len daher auch Gelegenheit zu eigener wis- 
senschaftlicher Arbeit erhalten, wobei die 
Bibliothek und das medizinische Grundlabor 
eine wesentliche Voraussetzung sind. 



Naturwissenschaftliches Grundpraktikum: Es 
soll im Rahmen einer integrierten Ausbildung 
grundlegende Methoden und Verfahrensweisen 
der Naturwissenschaften erarbeitet werden. 
Das Konzept sieht dabei eine einheitliche, 
fächerübergreifende Einführung in die natur- 
wissenschaftliche Arbeitsweise vor, um die 
traditionellen Nebenfächer Physik, Chemie 
und Biologie abzulösen. 



/ 

Krankenpflege-Praktikum: Die Einbeziehung von 
Problemen medizinischer Tätigkeit unter un- 
terschiedlichen institutionellen Bedingungen 
bildet eine wichtige Ergänzung zur überwie- 
gend theoretischen Ausbildung. Diesem Zweck 
dient zum einen das allgemeine Praktikums- 
konzept des Oberstufen-Kollegs, durch das 
allen Kollegiaten ein Einblick in die Pro- 
bleme der Arbeitszeit vermittelt werden soll, 
zum anderen ist geplant, innerhalb der Wahl- 
fachausbildung Phasen praktischer Tätigkeit 
und strukturierter Berufserkundung einzubau- 
en. Hierbei ist vor allem an praktische Tä- 
tigkeiten im Krankenhaus und deren theore- 
tische Vor- und Nachbereitung gedacht. Die 
Approbationsordnung schreibt einen zweimo- 
natigen Krankenpflegedienst vor, um M in Be- 
trieb und Organisation einer Krankenanstalt 
einzuführen" und mit den üblichen Verrich- 
tungen der Krankenpflege vertraut zu machen. 
Diese Krankenhauspraktika der Kollegiaten 
mit dem Wahlfach Medizin werden als obliga- 
torische Kolleg-Praktika angerechnet und 
zusammen mit anderen Praktika vorbereitet 
und ausgewertet. 



Wettere 



Pe-rspektis 



Innerhalb der Untersuchungspraxis sollen 
standardisierbare Reilfenuntersuchungssets 
entwickelt und durchgeführt werden. 
Zur Betreuungspraxis ist an die Betreuung 
von übergewichtigen Kollegiaten zu denken 
und Kollegiaten, die sich das Rauchen ab- 
gewöhnen wollen. Auch außerhalb des Kollegs 
sollen, ähnlich wie in den USA, Familien 
oder kranke Familienangehörige über ein 
Jahr betreut werden (z.B. behinderte Kin- 
der, Diabetiker und andere chronisch Kran- 
ke, aber auch Schwangere), 



Artikel 1(1); Die Wörth* des M en s chen! ist unantastbar. Sie zu achteh^jruT^iT^ 
txKauiew Tatieuiwi und uia\*k&Al<asG£m. 

i fichuton 'ist Verpflichtung aUerwtoatlichon Gewalt/ 

Artikel 1(2): Das Deutsche.. Volk feÄennt steh darum *u unverlet/liche^ünd"" 
^fi|^„fi^w+ Uohe* Einkunft i s<anes^d kifvwg,^di ^ie viele XiXolied et da, 

GcmemschafVäWFneu^m%F^ in de? WcltJ 

Artikel 3(2): Alletfvteftsehefl sind vor dem iGesets gleich, W^ariei^ 

•sind jeäocU ^ieitMcr. 



Zur Beratungspraxis gehören Verhütungsrait- 
telberatung und Ernährungsberatung. Außer- 
dem soll ein System von Gesundheitsberatung 
aufgebaut werden, das so -j.uessehen soll, daß 
Kollegiaten und andere Jugendliche Fragen, 
die ihre Gesundheit, ihr Wohlbefinden oder 
auch nicht verstandene Diagnosen eines Arz- 
tes betreffen, an das Beratungszent ~'J- rich- 
ten können, dessen Aufgabe es ist, Losu ngs- 
wege innerhalb einer bestimmten Zei* 
Fragenden anzubieten. Für die beteiligten 
Medizinkollegiaten ist das eine hervorragen- 
de Möglichkeit, mit wirklichen medizinischen 
Fragen konfrontiert zu werden und selbstän- 
dig nach Losunfjswegen zu suchenwie z.B. An- 
rufe bei Ärzten in Praxis oder Krankenhaus, 
Buchstudien, Diskussionen etc. Um es noch 
einmal zu betonen: Aufgabe dieses Zentrums 
ist nicht die Lösung gesundheitlicher Pro- 
bleme, sondern das Herausfinden der Lösungs- 
wege als eine primärmedizinische Aufgabe. 
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Es könnte noc* 1 tu gesagt werden zu die- 
sem Oberstufen-Kolleg, vor allem, was seine 
jetzige Entwicklung anbelangt. Ich möchte 
mich hier mit Rücksicht auf die Länge die- 
ses Artikels aber auf die Darstellung der 
wesentlichen Merkmale beschränken. Dennoch: 
Eine kurze, vorläufige Einschätzung. 
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Auffallend am Oberstufen-Kolleg sir.d wohl 
die völlig aridere Struktur und die anderen 
Inhalte dieser Ausbildung verglichen mit 
unserem Studium und der AO. 
Zunächst steht einmal der Mensch (^Patient?) 
im Vordergrund, und zwar als Ganzes. Eben 
nicht nur von seiner körperlichen Seite be- 
trachtet, sondern eingebunden in seine Psy-> 
che und seine soziale Umwelt, wie es der 
Realität auch entspricht. 
Genauso wird der Arzt im Zusammenhang rait 
Jesundheitewesen, Gesellschaft und auch den 
ökonomischen Bedingungen nicht nur seines 
Berufes gebracht, um so aufzuzeigen wie die 
roale Situation des Arzte« aussieht, und 
welche Funktion er eigentlich hat. 
Die widersinnige Trennung in Vorklinik und 
Klinik konnte noch nicht ausgesetzt werden. 




Ea.wird durch ein ;);i;tw.. integrierter Veran- 
staltungen ve*Mi!c!,t, einer Zorst*ic-:e7 U'if r'ej 
Menschen in reine,, f a<: hhc-xgener. " :-e.L.-.fi.d tei - 
le entgegenzuwirken, weil es einf&CH berufs- 
fremd ist. 

Wir können hierauf; Lernen, daß, wenn v ir ei- 
ne umfassende Kritik 'unserer Aust: Iduug lei- 
sten wollen, wir an d Lesen Funkten ansetzet: 
müssen : 

Welchen Kort hat der ;:&n,sch£ sPatient? 5 in 
diesem Gesuiidhei tseyetem? 

'Welchen tfert hat der Ar^l. in diese- Cesund- 
heitesystem? 

In welche geyamtgese I J..5uh;=f tlicnen !a-4tttf ua- 
&on ist dieser üecur.dhei ts:£.yt;tem e:i n,';vl*efcu> ? 

Wae für ein i rzt wirc- nun uns in der heuti- 
gen AueMI dun/; gemärt? 

Was für ein Arzt wö*.Xe-! p.jly lotster. aii«». 
werden? 

Was muß ! P ;;h;.lb ge : md,.-rt werden? 



Venn wir uns Iher diejie Punkte klar ge- 
bunden sind, werden wir auch in der 
Lage sein können, neue Richtlinien für 
dieses Studium und unc selbst, als Ärzte in 
n-iher Zukunft, gehen zu können. 




»Warum ich ohne die 3 
Zeitschrift SLAPSTICK 
nicht mehr leben kann." 




Albert Hubner, Bühnenbildner (31), aus Hamburg- 
„Wer SLAPSTICK liest, wird den umwerfend 
komischen Humor schnell schätzen lernen!" 



SIAPSTICK 

I )as Welthfatt des Humors 
Immer Vlittedes \1oi lals am Kiosk- DM 2,60 



Wer in Lübeck studiert, der sollte sich nicht 
damit zufrieden geben, daß er das Ding auf 
dem 50-Mark-Schein nun auch in Realität; ge- 
sehen hat. Die Altstadt von Lübeck hat mehr 
Interesse verdient, ja sie braucht das Enga- 
gement ihrer Bewohner, um nicht gänzlich vor 
die Hunde zu gehen. Wenn das Holstentor in 
Wirklichkeit gegenüber der "begradigten" Dar- 
stellung auf dem ^O-Mark-Schein schon sehr 
viel schiefer ist, um wieviel mehr unterschei- 
det sich die Altstadtwirklichkeit von den 
Werb*sprüchen von Industrie und Handel und 
ihren Ausf ührungsgehilf en in der Stadtverwal- 
tung ("Lübeck - ein Gedieht I") M 



Die herausragende Bedeutung Lübecks liegt 
in der Tatsache, daß über die große Zahl 
mittelalterlicher Baudenkmäler hinaus, die 
Stadt als Ganzes, ausgehend von der 
seit ihrer Gründung um 1143 kaum veränderten 
Straßenanlage, den Hang eines Denkmals be- 
anspruchen kann. Die im Vergleich zu anderen 
Städten relative Stagnation der wirtschaft- 
lichen Blüte Lübecks nach dem Zusammenbruch 
der Hanse (1669) iö't mit ein Grund dafür, 
daß bis in unser Jahrhundert hinein die 
Stadt ein überraschend einheitliches und 
typisches Gepräge bewahrt hat. Wesentliche 
Voraussetzung hierfür war die weitgehend ein- 
heitliche Grundstücksgröße in Handtuchform, 
die durch verschiedene Stilepochen hindurch 
( Gotik, Renaissance, Barock, Rokoko, Klas- 
sizismus ) den Giebelbau als optimale Nutz- 
form hervorbrachte. Mit der fortschreitenden 
Konzentrierung du.s Kapitals und der Auflö- 
sung mittelstandischer Strukturen kam es gegen 
Lude des 19- Jahrhunderts eu ersten erhebli- 
chen Einbrüchen in das historische Stadtbild. 

Der entscheidende Einschnitt in die Stadtge- 
schichte jedoch war der Bombenangriff im 
März 1942, der 11>^ der historischen Bausub- 
stanz ( vor allem das prächtige Kaufmanns- 
viertel zwischen Marienkirche und Untertrave) 
zerstörte. Der Wiederaufbau der Altstadt 
blieb im Wirt Schaftswunderland weitgehend dem 
»freien Spiel der Kräfte" überlassen. Während 
die teilweise stark zerstörten Kirchen mit 
großem Aufwand als touristische Anziehungs- 
punkte restauriert wurden, drängte das stark 



akkumulierte Kapital in Form von Großkauf- 
häusern, Banken und Versicherungen in die 
neu geschaffene "City", wo man mit großen 
Investitionen höchstmöglichen Warenumsatz 
und maximalen Gewinn erzielen wollte. Im 
schwer beschädigten Kauf mannsviertel wurden 
von den Bomben verscho nte Giebel der Pa- 
trizierhäuser abgerissen und die saghaften 
Empfehlungen zur Erhaltung des Stadtbildes 
von den "Bachzwängen" hinweggefegt. 




^Du^i^ctJr sd^w S&uber kzLrtu deueu-f 

In der rücksichtslosen kapitalistischen 
Nutzung liegt die wesentliche Ursache dafür, 
daß nach demKrieg doppelt soviele historische 
Häuser ( 22 % ! ) demoliert wurden, als durch 
die Kriegsverwüstung! Systematisch wurde in 
weiten feilen der Stadt Wohnraum durch Büro- 
und Kauf hauskompl exe ersetzt. So verdankt 
Lübeck der"marktwirtschaftlichen Dynamik" 
verbreiterte Straßen, attraktive Konsum- 
tempel (Karstadt, Haerder, Anny Friede...), 
Parkhäuser, etc. ( Wer eine positive Alter- 
native unter anderen Prioritäten kennenler- 
nen möchte, der informiere sich über die bei- 
spielhafte Restaurierung von Gdansk ( Danzig ), 
das zu 90 % im Krieg zerstört wurde! ) 



J 



Sowenig, wie sich die Ursachen für dieses 
%ex,v iienteindiiche und asoziale Krebsge- 
ä i>» a geändert haben, kann man auch mit 
ade dieser Entwicklung rechnen. Im 
-a^nteil - täglich stößt man auf neue 
Mmtiinereien : da verkommen gotische Gie- 
■cmtatser als Spekulationsob jekte ( z.B. 
4omgstr.50 ), als Service für die City- 
kaufhauser werden im Viohnviertel am Dom 
Parkuhren aufgestellt, direkt neben den 
alten Salzspeichern am Hostentor wird dem- 
nächst Kaufmann Horten einen seiner Tante- 
'^jnma-Läden errichten, die Kulis sensanierung 
greift weiter um sich ( die Fassade bleibt 
erhalten, die Fenster werden schwarz bemalt, 
dahinter Lagerhallen oder - nichts ( z.B. 
Königstr. 80 ), der Abbruch alter Bürger- 
häuser für den Karstadt-Erweiterungsbau, die 
sog. "Verkehrsberuhigung" (- Verkehrsver- 
lagerung ) durch die engen v,ohnstraßen im 
Ostviertel, usw., usw. 



Unzählige Beispiele gibt es, wie die btadt 
als geschichtliches Gesamtdenkmal zerstört 
und pervertiert wird, -er in Lübeck lebt 
und diesen Hcozeß tägli ab mit eigenen Augen 
verfolgen kann, darf hier ra ;ht gleichgültig 
bleiben. Dabei sind nicht nur die Altstadt- 
bewohner angesprochen, sondern alle, die 
den Wert der verbliebenen "ßeststadt" er- 
kannt haben. Nur der gemeinsame Widerstand 
hat da eine Chance. 



Seit 1971 gibt es die Bürgerinitiative rettet 

U 

Lübeck ( BIEL ), die allen Interessierten 
empfohlen sei. Treffen der BIEL : jeden 
2. Dienstag um 19.30 h im Rokokosaal der 
Reformierten Kirche, Königstr. 18 . 



Gedicht 



Alle Jahre wieder 
kommt ein Kernkraftwerk 
auf die Erde nieder 
mitsamt dem Atommüllberg 

Alle Jahre wieder 
zerfällt das Plutonium 
aber nur ein bißchen 
es haut uns noch alle um 

Alle Jahre wieder 
wächst die Leukämie 
fährt uns in die Glieder 
eine Heilung gibt es nie 

Alle Jahre wieder _ . ~- 

wäc hst der Strahlentod 
er schlüpft durch Kleid und Mieder 
wird zum täglich Brot 

Doch alle Jahre wieder 
wächst auch der Widerstand 
kommt auch zu euch herüber 
braucht auch eure Hand 




die Wirtschaft grinst 
das kraitwerk strahlt 
- es fragt sich bloß 
wer die Seche zahlt 



Zur Situation und "Perspektive, bei den VDS 

(VEREINIGTEN DEUTSCHEN STUDENT £N SCHÄFTEN ) 



Die VDS ist die Dachorganisation der 
Deutschen Studentenschaften, und e3 sind 
in ihr ca. 180 ASten Westdeutschlands 
organisiert - 

Auch die Studentenschaft der Medizin. 
Hochschule Lübeck ist Mitglied der VDS 
and nimmt deren Vorteile und Informa- 
tionen in Anspruch. Dies ist allerdings 
in jedem Semester mit Beitragskosten ver- 
bunden (pro Semester und Student 1 DM) ,- 
und damit ist es das gute Hecht der bei- 
tragszahlenden Studenten, zu erfahren, 
was die VDS eigentlich sind, wie sie sich 
zusammensetzen und was sie uns für Vor- 
teile bringen. 

Zuvor erst einiges zum Aufbau und zur 
Zusammensetzung der VDS: 
Höchstes beschlußfähiges Organ ist die 
Mitgliedsversammlung, an der alle Mit- 
glieds-Asten teilnehmen können. Das 
Stimmrecht der einzelnen Hochschulen 
dort richtet sich nach der Anzahl der 
Studenten der Hochschule: 

- 500 Studenten; 1 Stimme 

- 1000 Studenten: 2 Stimmen 
für Je 1000 weitere St.:l Stimme 
ab 10 000 Studenten: 

für je 2000 Studenten: 1 weitere Stimme 
ab 20 000 Studenten: 

für je '5000 Studenten:' 1 weitere Stimme 

Zwischen den einzelnen Mitgliederversamm- 
lungen werden die Beschlüsse und laufen- 
den Geschäfte vom Vorstand und Zentralrat 
durchgeführt bzw. aufrechterhalten. 

DPR VQKSTAND wi MSB,SKB, 
Jusos, B.osiyg rü fF en und L/fccm/e«. 

Der Vorstand setzt sich zur Zeit aus 
fünf Vertretern zusammen: 

- Andreas Mölich (MSB) 

- Friedrich Weddige (SHB) 

- Ali Schmeissner (Basisgruppen) 

- Karl-Heinz Krems (LHV (Liberale)) 

- Hans Bernhard Rhein (Juso-HSG) 

Für den Zentralrat werden 15 Sitze ver- 
geben, die von GO, Juso, MSB, SHB und 
Unorganisierten (oft Vertreter sogenann- 
ter neutralisierter Asten, in denen 
mehrere Fraktionen Stimmengleichheit 
haben) besetzt werden. 



KCDS-Asten sind größtenteils äUB den VDS 
ausgetreten und sind daher nicht im Vor- 
stand un Zentralrat vertreten. 



MHL: 1 Stimm fon «. 800 

Auf der Mitgliederversammlung hat die MHL 
alleine natürlich nicht viel zu melden. 
Bei ca. 800 ausgegebenen stimmen fällt 
ihre eine Utimme nicht allzusehr ins 
Gewicht« 

Die Notwendigkeit an der VDS~Mitglied- 
schaft und die Vorteile durch die VDS- . 
Mitgliedschaft liegen auch in anderen 
Bereichen als dem Gewicht in einer Mit- 
gliederversammlung. 

Wir halten es für ungeheuer wichtig, daß 
möglichst viele Studenten in einem Dach- 
verband organisiert sind und durch diesen 
vertreten werden. Nur so haben wir eine 
Chance, daß die Interessen der Studenten- 
schaften zusammengefaßt, inhaltlich unter- 
mauert und ausgearbeitet und zu grund- 
sätzlichen Forderungen umgesetzt werden. 
Wie schwach der einzelne Student oder 
auch eine kleine Hochschule einem Kultus- 
ministerium, geschweige denn der Bundes- 
regierung gegenüber ist, wird Jeder Stu- 
dent allzugut nachvollziehen können. 
Um so einleuchtender muß doch dann sein, 
wie wichtig so eine Institution wie die 
VDS sein kann. 

Noch ein entscheidender Vorteil bietet 
uns die VDS. Sie faßt alle wichtigen hoch- 
schul-und allgemeinpolitischen Begeben- 
heiten und Fakten zusammen und läßt diese 
den Hochschulen, so auch der MHL zu- 
kommen. Ferner organisierer: s , 4?. n den 
VDS fachspezifische Untergi-u: -. so 
z.B. in der Medizin die V0;.--F-v: cj ;agung- 
Medizin, die dann Arbeit zu ae< spezi- 
fischen Problemen ihrer ''a;s schalten in 
Angriff nehmen. 

Gerade auf dieser Ebene arbeiten auch 
Vertreter der MHL aktiv mit. Erfahrungen 
und üituationsberichte der medizinischen 
Fachschaften der BHD werden dort ausge- 
tauscht, und man bekommt so manche An- 
regung zur Verbesserung der Aus"' iungs- 
situation an der eigenen Hochacnuie. 
Aber auch "Standes "politische Probleme 
kommen dort zur Sprache. So besteht brei- 
te Ubereinstimmung, daß das Medizinstu- 
dium gründlich hinterfragt und verändert, 
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Um g^einsam gegen die Verschl ecl. ., : ■■.■ui;g 
der medizinischen Versorgung der b<r;cl~ 
Gerung, der Arbeitsbedingungen an a-.n 
KrankenMuaern und der medizinischen Aus- 
bildung vorgehen und die Frage nach einer 
Kodizill im Interesse der Maasen konkret 
beantworten zu können, müssen wir die 
positiven Ansätze der Zusammenarbeit mit 
fortschrittlichen Gewerkschaftern aU3 
dem PJ~ Streik wieder aufgreifen. Hinein- 
gearbeitet werden muß auf gemeinsame 
Veranstaltungen und Arbeitskreise mit 
Gewerkschaftsgruppen, Ärzte-, Schwestern- 
und Schülergruppen, Alternativen in der 
ÖBV und AKW-Initiativen im Gesundheits- 
wesen, die sich durch ein konsequentes 
Eintreten für die Interessen der Patien- 
ten und des Personals eingesetzt haben. 
Dabei lassen wir uns nicht - wie durch 
das Faehtagungsprogramm vom 20.5-78 von 
vorneherein auf das Gesundheitsprogramm 
der ÖTV verpflichten. Es muß untersucht 
werden, ob es nicht via "Integration" 
auf eine noch stärkere Rationalisierung 
und Abbau medizinischer Leistungen hin- 
ausläuft. Dasselbe gilt für die Studien- 
ref ormvorsehläge des Vereins zur Forder- 
ung der Studienreform beim DGB. Es muß 
weiter der auf der letzten Fachtagung 
aufgeworfenen Frage nachgegangen werden, 
wie diese Konzeption unter dem progres- 
siven Mäntelchen der Reglementierung 
und Anpassung des Studiums an das beste- 
hende Gesundheitswesen nur noch auf die 
üpitze treibt. 




"Einer von Euch, Genossen, treibt die Offnt'ng nach 
dem Westen zu weit! . . .« 



L&lcUt Ruf «oteu sleJteu si<Lfi r 
die TacMa^uwj ? 

Im PJ-Streik bat sich gezeigt, daß die 
Fachtagung dann eine positive Rolle bei 
der Vereinheitl ichang und Organisation 
der Kämpfe eingenommen hat, wenn wie da- 
mals, an den Fachbereichen eine breite ■■ 
Bewegung vorhanden ist. Auch für die 
Organisation solcher Aktionen wie der 
AO-Novellen-Demonstration ist sie ein 
geeignetes Gremium. Abgelehnt werden muß 
der Versuch, die Fachtagung zum Vehikel 
des " Regierungsdialogs " in punkto 
" Studienreform " umzufunkrionieren. Viel- 
mehr wird sich die Fachtagung heute für un- 
seren Kampf als ein brauchbares Instru- 
ment erweisen, wenn sie selbst in die 
inhaltliche Auseinandersetzung eingreift, 
und den Fachschaften und über sie der 
gesamten Studentenschaft Impulse und Hilfe- 
stellungen für die Kämpfe an den Fach- 
bereichen geben kann. Dabei schlagen wir 
folgendes vor: 

1. Laufende Zusammenfassung der Entwick- 
lung an den Fachbereichen: der Kämpfe, 
der Maßnahmen zur Durchsetzung der No- . 
velle, Verteilung von Materialien und 
FS-3eitungen und Untersuchung der zen- 
tralem Prüfungen. 

Aufbauend auf den guten Erfahrungen mit 
Fragebögen zur Klausursituation im ver- 
gangenen Semster, sollen von den Fach- 
schaften regionale AG's gebildet werden, 
die die entsprechenden Ausarbeitungen 
anfertigen. 

Austauach der Fachschafts Zeitungen 
übereinen zentralen Verteiler. Um den 
Austausch der Erfahrungen mit der Presse 
im Gesundheitswesen und die Nutzung von 
Zeitschriften für die Fachschaften zu 
fördern, schlägt die Fachtagung die in- 
haltliche Auseinandersetzung mit Zeitun- 
gen, wie z.B. Dr. med. Mabuse, Gesundheits- 
politisches Forum, Eingriffe usw. vor. 

2. Förderung und Initiierung regionaler 
Zusammenschlüsse an konkreten Punkten 

( Kapazitäten, Präp-Kurs ...) 
5. Analysen über die weitere Entwicklung 
im Gesundheitswesen und Ausbildungs- 
sektor ( Ärzte schwemme , Assistentenstellen) 
Auseinander mit den Programmen der Par- 
teien und Gewerkschaften zum Gesundheits- 
wesen, schwerpunktmäßig: die Situation 
am Krankenhaus, 



4. Zur Kritik der bürgerlichen Medizin; 
Zusammenstellung der verschiedenen Aus- 
arbeitungen zur Kril;ik der Medizin wie 
z.B. Volksmedizin;, Alternativmedizin und 
Psychosoziales. Aufbau eines Verteilers 
für solche Ausarbeitungen. Eigene Ausar- 
beitungen durch die Fachtagung zum Stoff 
des Öegen-stand&katfl] oges : , 

5. Unterstützung der kr iminalsierten Fach- 
schaften aufbauen! - Zur finanziellen 
Stützung dieser Fachschaften werden im 
Auftrag der FT die Prüfungsfragen ge- 
druckt, der Reinerlös geht an die Fach- 
schaf ten. Politische und finanzielle Un- 
terstützung der FS in den Bundesländern, 
wo die Fachschaften beteiligt sind und 
die Arbeit der PS ill egalisiert wird, 
Unterstützung beim Aufbau von Fachschaft - 
Vertretungen mit politischen und impera- 
tivem Mandat, Satzungs- und Finanzhoheit. 
6. Die Fachtagung führt eine Podiunsdis- 
kussion mit Vertretern des Gesundheits- 
ministeriuras, der Ärzte und Gewerkschaf- 
ten über die neuesten Pläne im Gesundheits- 
wesen und der Ausbildung durch, dort müssen 
die von uns erhobenen Forderungen vertre- 
ten werden. 

7- Die FT unterstützt die auf dem Kediziner- 
kongress in Göttingen gebildeten Arbeitsgrup- 
pen über die Sonderforschungsbereiche in den 
Fächern Psychiatrie/Psychosomatik und Krebs- 
forschung/Immunologie und beschließt zu die- 
sen Themen Broschüren herauszugeben, die von 
den Arbeitsgruppen erstellt werden. 
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Zur Stärkung der Studentenbewegung an den Fach 
bereichen, zur Uberwindung ihrer Zersplit- 
terung, zur Stärkung der Fachschaften und 
der Fachtagung in einheitlichen Schritten 
gegen die Regierung, beschließt die Fach- 
tagung Medizin: 

1. Um die zahlreichen Kämpfe, die die Stu- 
denten im Praktischen Jahr allerorts führen 
zusammenzufassen, um ihre Kraft voll zur 
Entfaltung zu bringen und sie zu richten 
gegen die Klinikdirektoren und Dekanate 
und gegen die Regierung, die plant, das 
Praktische Jahr auszudehnen, ruft die 
Fachtagung dazu auf, in allen Städten 
Vollversammlungen der PJ'ler durchzuführen 
und dort für alle Kliniken PJ-öprecher zu 
wählen. Auf diesen Vollversammlungen sollen 
die BJ'ler beraten und beschließen über 
Aktionen zur Durchsetzung der Forderungen 
an den einzeten Kliniken und der Forderun- 
gen: 



- Kein«; Verlängerung des VJ 

- Keine zusätzliche unhe sah L te um) recht- 
los« Arbeit im Krank enhäuß, sei ob in 
Form von Pf lichtassisterfern, MA-Zeit 
nach dem PJ o.a. ! 

- Verbot der Nacht- und Wochenenddi Stinte i 

- Ausbildung- und Tarifvertrag im iv-.k s. i sc!. 
Jahr, der beinhai fcet : 

- z.Z. ?O0 DM im ffenat und die üblichen 
Sozialle; Heurigen 

- Hecht auf freie politische und gewerk- 
schaftliche Betätigung einschließlich 
Streikree h t 

- Vertretung durch den Personalrat 

- Ausreichende materielle und personelle 
Ausstattung Her Ausbildungrsstätte 

Am T r ?*iT. erscheint »iu bundesweites PJ- 
info, das Untersuchungen über die Arbeits- 
bedingungen an den Kliniken, die Auswertung 
der Fragebogenaktion bei den zentralen Prü- 
fungen, Berichte aus den einzelnen Kranken- 
häusern und die Forderungen enthält. 
Die Fachtagung leitet leitet eine Kampagne 
ein zur Aufnahrae aller PJ'ler in die ÖTV1 
Die einzelnen Faehschaften nehmen zu die- 
sem Zweck Verhandlungen mit den jeweiligen 
Kreisvorständen auf, das Sekretaiat mit 
dem Bundesvorstand. Zur Unterstützung des 
Kampfes der PJ'ler gibt die Fachtagung ein 
Plakat mit den Forderungen heraus. 
2. An den Fachbereichen, wo mit Semester- 
beginn zahlreiche Auseinandersetzungen in 
den einzelnen Kursen aufgebrochen sind und 
wo mit den Professoren über die Praktikums- 
und Scheinbedingungen verhandelt wird, ruft 
die Fachtagung auf, Vollversammlungen an 
allen Fachbereichen durchzuführen bis zum 
50.11.. Auf diesen Vollversammlungen soll J 
der Kampf der PJ-Studenten behandelt werden 
sowie die Zusammenfassung der Auseinander- 
setzungen und Aktionsprogramme an den ein- 
zelnen Fachbereichen unter den Forderungen: 

- Stoffbegrenzung! 

- Vertragliche Regelung über: 100 DM mehr 
für alle Bafögbe zieher und 1500 Eltern- 
freibetrag 




|^.:iiBiitfe€lfi»ei3ifiit ucd HäckzanlxiHg; alias" 

Srsat zgeldej? ! 

9oll68 Koa! i^ioiSS- und 3tl»ei 1: recht; f<jr d 
ist identen! 

Rücknahme der AO-NeveH« ! 
Keine Regelstudienzeit, Keine Zwangs- 
exmatrikulationen ! 

Ersatzlose Streichung den Ordnungsrecut- 
Gesetzlich« Anerkennung der Organe der 
Verfassten Studentenschaft mit politi- 
schem und \mperativem Mandat, Satzungs- 
und Finanzhoheit ! 
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Von diesen Vollversammlungen aus sollen 
Briefe an die Dekane und Regierungen ver- 
schieckt werden, die die Forderungen der 
Studenten bekräftigen und Verhandlungen 
darüber verlangen. 

Die planmäßige Überfüllun^ der Medizinischen 
Fachbereiche ( 3u 1 as sungs zahlen teilweise 
um 100 % gesteigert ) ohne ausreichenden 
Ausbau der Kapazitäten, wird dazu genutzt, 
die Konkurrenz unter den Studenten um die 
Plätze in den Praktika zu .schüren. Daräber 
soll ein innerer NC durchgesetzt werden. Da 
die praktische Ausbildung in den Kursen 
nicht gewährleistet ist, werden die Studen- 
ten gezwungen, vom "Angebot an zusätzlicher 
freiwilliger praktischer Tätigkeit" gebrauch 
zu machen, 

Zumindest von NRW ist bekannt , "laß die Krst- 
semater von der ZVü nur noch .Zulassungen für' 
die Vorklinik erhalten. 

Die VDS FT fordert dazu au 1 .', :': Lgonde For- 
derungen an den Fachbereichen : u erbeten: 

- Zulassi ig zum Studium für 7 • -'Klinik ufevS 
Klinik ) 

- Sofortige übernähme aller Vorkliniker 
in die Klinik -hne Ort-sw« slwsel ! 

3.) Mit den zentralen PrüXu.n ;e.i hat sich 
der Staat ein zentrales Un t .: ra "ickungs- , 
Siehe- md Kontra l.lmx ttel csrcr: die Medizin- 
studenten geschaffen, das i'unlr tioaiert 
über maßlose Stoffülle ir < «ö ! egenstand s •- 
katalcgen, über Punktebenotung und Ver- 
schärf u v 3 er ftestehensrögel uC 60 %. 



Diese zentralen Prüfungen, die ö fJ der Pro- 
fessor heranzieht, um damit zu begründen, 
d*R ej den Stoff nicht begrenzen kann, da 
er sowj eso nur einen Bruchteil des Gegen- 
stand " ■'■< ataloges lehren kann, die die Me- 
dizinstuu-- ,: ~- 1 5 zu Maßloser Paukerei in 
den Se sterferien und im Semester nöti- 
gen, <: . ihnen nichts nutzen für ihre 
spätere Tätigkeit als Arzt und nicht die 
handwerklichen Fähigkeiten vermitteln, 
die dafür benötigt werden, sondern diese 
behindern, müsren aufgehoben werden. 

- Aufhebung der Zentralen Prüfungen! 

- Geprüft werden darf nur das, was in 
den Kursen gelehrt wurde! 

Unter diesen Forderungen leitet die Fach- 
tagung eine Kampagne gegen die zentralen 
Prüfungen ein. Diese Forderungen sollen 
ebenfalls auf den Vollversammlungen dis- 
kutiert werden, um darüber in den Lehr- 
veranstaltungen die Auseinandersetzung 
führen zu können. Die FT fordert auf, auf 
den W's Schritte zu diskutieren zur 
Durchsetzung dieser Forderungen. 

4.) Die Fachtagung gibt zur Vorbereitung 
der Vollversammlungen ein bundesweites 
Med-Info heraus mit Untersuchungen zu 
den zentralen Prüfungen, mit den Aus- 
wertungen der Untersuchungen, die bei 
den zentralen Prüfungen durchgeführt wur- 
den, mit Berichten über die Lage und die 
Auseinandersetzungen an den einzelnen 
Fachber ichen und im Praktischen Jahr 
und mit Untersuchungen der Studienre- 
formpläne der Regierung. Das Info erscheint 
am 20.11.?«. 
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5.) Die n tete Fachtagung findet am 2.12. 
in Giesseu statt* Dort werden die Ergeb- 
nisse der )il Versammlungen zusammenge- 
faßt und w< i • ere Schritte beraten und 
f estgeleg ■.. - 
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Stirbt Treibt icxttimeitrwMt oder £ 

paraßraphein weise 



Auszug aus den Gesetzlichen Maßnahmen zur 
Inneren Sicherheit 

1968 Verabschiedung der Notstandsgesetze; 
Strafbarkeit der "verf'assungsf eindli- 
chenEinwirkung auf die Bundeswehr 
und öffentliche Sicherheitsorgane" ; 
Bildung von besonderen Gerichten 

für bestimmte politische Strafverfah- 
ren ( Staatsschutzkammern ) jgesetz- 
liche Regelung der Post- und lern- 
raeldeüberwachung . 

1969 Einrichtung von Sonderkommandos des 
Verfassungsschutzes und des Bundes- 
kriminalamts gegen den"ausländischen 
Terror und Staatsschutzdelikte" 

1970 Aufbau des Datenspeicherur^ssysteras 
Nadis für Geheimdienste .Bundeskrimi- 
nalamt und die Politische Polizei- 

1972 Bundeskanzler und Ministerpräsident 
beschließen den Radikalenerlaß. 

1972 Bundes- und Landesinnenminister be- 
schließen das Programm für die 
»Innere Sicherheit in der ERD 
1 .Teil"--vorgesehen sind unter ande- 
rem verstärkte Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen Behörden und ungeheuer 
großer finanzieller und personeller 
Ausbau. 

1972 Einrichtung des polizeilichen Daten- 
verbundes INPOL. 

1973 Durch das Bundeskriminalamt -Gesetz 
erhält das BKA die Punktion einer 
Zentralstelle der bundesdeutschen 
Kriminalpolizei, 

Der 2. Teil des "Programms für die 
Innere Sicherheit" sieht unter ande- 
rem vor : 

stärkere Polizeibewc f fnung und die 
Schaffung einheitlicher Polizeige- 
setze in den Bundesländern. 

1974 Das sogenannte »Baader-Meinhof-Gesetz« 
Dez. regelt unter anderem das Verbot 

GEMEINSCHAFTLICHER VERTEIDIGUNG, 
Beschränkung der Zahl der . Verteidiger, 
Ermöglichung des ™*r RTOIGERAUSSCHLUS- 
5SS , g^rehführung der Verfahren ohne 
Hie An geklagten . 
1976 Durch das 14. Strafrechtsänderungsge- 
setz wird der § 88a eingeführt — 
»die verfassungsfeindliche Befürwor- 
tung von Straftaten". 



1976 
Sept. 



1974 
Feb. 



1977 



1977 



1978 
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Das 1 Strafrechtsänderungsgesetz 
r--;;;elt u.a. die Einführung des 
■■■129a - " Bildung einer terrori- 
stischen Vereinigung" ; hierdurch gleich- 
zeitig neuer Haftgrund : Vorbeugehaft- 
möglichkeit beim Verdacht der Beteili- 
gung oder Unterstützung einer terro- 
ristischen Vereinigung ; Erweiterung 
der VERTEIDIGERAUSSCHLUSSMÖGLICHKEI- 
TEN, ÜBERWACHUNG DES SCHRIFTVERKEHRS 
DER VERT1TDKER! 

Das BUNDESDATENSCHUTZGESETZ schafft 
überhaupt erst eine gesetzliche 
Grundlage für eine umfassende Spei- 
cherung von Daten. 

Das"Kontaktsperregesetz" ermöglicht 
die totale Isolation von Gefangenen 
bei "gegenwärtigen Gefahren für Le- 
ben , Leib oder Gesundheit einer Per- 
son" . 

Das Razziengesetz regelt u.a. die Ein- 
richtung von Kontrollstellen , Haft- 
moglichkeitzwecks Identitätsfeststel- 
lung , Durchsuchur.gsrecht für Gebäude. 
Einführung von Trennscheiben bei Ge- 
sprächen zwischen Gefangenen und Ver- 
teidigern C für Beschuldigte aus der 
sog. Terrorszene ). 
Einführung von Kontaktbereichsbeam- 
ten der Polizei ( In Berlin und 
anderswo schon realisiert ). 
Ausrüstung der Polizei mit der 
CHEMISCHEN KEULE , die ein KREBS- 
ERREGENDES GIFIGAS enthält . 
Änderung des Strafverfahrensrechts 
durch Sraffung der Prozesse , Ein- 
schränkung der Verteidigerrechte 
und noch weitere Verteidigeraus- 
schlußmo glichkeiten. 

Durch eine Änderung des Versammlungs- 
rechts erfolgt eine Verbot von 
»Passiver Bewaffnung" bei Demos 
und eine schärfere Bestrafung 
von"Landsf riedensbruch. " 
Musterentwurf für ein einheitliches 
Polizeigesetz - regelt u.a. Abnahme 
von Fingerabdrucken zur Verhütung 
Straftaten .umfassende fechte der Poli- 
zei zur Identitätsfeststellung und 
Durchsuchung aller Personen und mit- 
geführten Sachen , bestimmte Wohnun- 
gen dürfen zum Zwecke der Geiährenab- 
wehr jederzeit betreten werden , g_e^ 
,iplt.^r Todesschu ß Reibst gegen 
K I NDER , Maschinengewehreinsatz 
gegen Menschenmengen. 



ggBi»2« Einführung einer Persön&hkehnzif f er , 
was einen noch hemc>u-ir«loseren Da- 
tenaustausch ermöglicht.; n. ch den 
neuen Meldegesetz dürieo über 

zweihundert ( ;;uo ) 

personenbezogene Daten gespeichert 
werden. Identitätsüberpriiiurigs- 
pflicht für Hotels. 
geplant Zuständigkeit des Bundesgerichts- 
hofes bei sog. 'i'erroristenproz essen 
-- gegen das erst ins tanz i i ch e Ur- 
teil ist dann keinerlei Rechtsmit- 
tel mehr möglich. 

( aus Hagener Volks blatt i l Jr.6/78 ) 
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/ Klar, Wäviit, J<j >d, j 
r j'ifiAtial . fni- 




Gott sei Dank - 
es entwickelt 
sich normal. 

Politiken, 
Kopenhagen 
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GUST-news i Die GÜ8T gibt hier- 
mit bekannt, daß sie aäcnste 
Woche den Stadtplan von Lübeck 
gegen einen Stadtpl^.a Von Ham- 
burg auf ihrem ßchwaraen Brett 
austauschen wird. Auch der RCDS 
beteiligt sich mit einem Stadt- 
plan aus MÜNCHEN an dieser Ak- 
tion. Der AStA ist sich zur Zeit 
noch nicht einig ob er einen 
Stadtplan aus Moskau, Peking 
oder Tirana aufhangen soll. 



AStA vermietet Turmzimmer 
Nähe Mensa (5m entfernt), 
140.- Dr^mit Rundbett, 
fließend kalt und sehr kal- 
tem Wasüer. Mit 2 Perso- 
nen kann die Bude auf ca. 
20° geheizt werden. 



AStA-Taxi : Sebastian Stierl, 
seines Zeichens Funktionär, 
und immer noch im Besitz 
einer Zufahrtsgenehmigung, 
wird zukünftig ab 11.45 
Studenten und andere Hoch- 
schulangehörige alle 5 min 
zur Mensa bringen, um der 
Genehmigung und seinem stän- 
digen Herumfahren auf dem 
Gelände endlich einen Sinn 
zu geben. Interessenten wen- 
den sich bitte an Sebastian. 
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SelbsWwoltet«* Fraoenhous in Loheck 
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"Frauen, die verprügelt werden, haben 

selbst schuld" 

solche Ansichten sind weit verbreitet 
unter Leuten, die sich mit dem Problem 
Gewalt gegen Frauen noch nicht beschäf- 
tigt haben. Die Frauen des Vereins 
"Frauen helfen Frauen" e.V. sehen das 
anders. Vor 1 1/2 M Jahren starteten 
wir als "Frauenhausinitiative" das 
Projekt für ein selbstverwaltetes Frau- 
enhaus und seit Juli gibt es in uer 
Innenstadt ein Frauenhaus, in dem alle 
Frauen und Kinder vor gewalttätigen Män- 
nern Schutz suchen kennen. 
Das Haus wurde von uns ar.aerdetet und in 
völliger Eigeninitiative (mit Hilfe von 
Spenden) renoviert und eingerichtet . 
Seitdem das .laus zum UbF.rgu?ller. voll ist, 
(zur Seit wohnen dort z.B. ö Frausn mit 
15 Kindern) und damit genüge.ia üweise 
geliefert wurden, daß so ein 2*sii auch in 
Lübeck notwendig ist, werden wir finanzi- 
ell von üer Stadt unterstützt: 
Das Sozialamt zahlt für jede Frau, cie 
Sozialhilfeempfängerin ist, einen bestimm- 
ten Satz, aus dem wir dann die. laufencen 
Kosten bestreiten. Finanziell ein großes 
Problem bereiten uns die berufstätigen 
Frauen: Die Stadt verlangt, daß diese Frau- 
en den vollen Tagessatz an uns bezaklen- 
das würde heißen, daß die verprügelten s 
Frauen die Einrichtung so eines Hauses 
(Miete, Mitarbeiterinnen etc) zu träger, 
haben - sie hätten bei einer derartiger. 
Regelung natürlich kein eigenes Geld übrig! 
Aus diesen Gründen liegen wir noch in Ver- 
handlungen "mit den Ämtern! 



Die meiste Arbeit im .taus beruht aufi 
Freiwilligkeit und vir brauchen noch 
Leute, die beim Renovieren, Kinder ver- 
sorgen oder als freiwillige Mitarbeiter- 
innen im Haus aushelfen! 

Im Haus mit den Detroffenen Frau- 
en arbeiten nur Frau&n; die Kinderversor- 
gung und alle anderen Arbeiten werden vo- n 
Frauen und Männern gemacht - es gibt aller- 
dings bisher sehr wenig Männer, die, das 
Projekt unterstützen! 

Die Zeit seit JIruff uu-rtfj des Hauses ist 
nocli zu kurz, um definitive Aussagen über 
das Problem zu machen. Klar ist allerdings 
geworden, daß Gewalt gegen Frauen ein 
"übliches Mittel" oer Auseinandersetzung 
ist und aaß die betroffenen Frauen ohne 
Frauenhaus keine Möglichkeit haben, Schutz 
zu finden! Viele Frauen haben sich aeshalb 
jahrelang verprügeln lassen. 
Innerhalb unseres Vereins hat sich eine 
Gruope gebildet, cio eine v.issenschaf fli- 
ehe Untersuchung zum Problem "Gewalt 
gegen Frauen" durchführen will, 
bin großes Problem ist für uns uer Um- 
gang mit üen Kindern. 
Studentinnen und Studenten, die mehr 
über uns wissen wollen oder mitarbeiten 
möchten, sollten entweder donnerstags 
um 20°° h im Frauenzentrum, riüsstraße 69 
im Alternativenhaus zu unserer Vereins- 
sitzung kommen oder auch beim AS tA nach- 
fragen. Frauen, die Schutz suchen, errei- 
chen uns Tag und Nackt; unter 7 3 100 ! 

"Frauen helfen Frauen e.V." 
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Tee,- Kaff eerEss- Service 
Lampen , Schalen, 

und sogar Kachelöfen 
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Hamburg-MafM ihakfMr 

die große Lebensversicherung 



Versorgungsplan 

Kaoitalversicherung nach Tan! 14 mit Zusatzteistungen bei: 

Berufs- und Dienstunfähigkeit. Unfalltod, Unfallinvalidität und Wertzuwachs-- 

(Automatische Erhöhung von Beitrag und Versicherungssumme) 

Unsere Leistungen 



gel Berufsunfähigkeit ab 50% und 
Dtenstunfähigkert 

• Keine Wartezeiten 

• Keine Beitragszahlung 

(das heißt: Wir zahlen für Ste die Beiträge 

• Eine monatliche Rente 

, *■ Prozent der Versicherungssumme 
7*3i Beruf sunfähigkeit durch Krankheit 2% 
bei Berufsunfähigkeit durch Unfall 3%. 

Diese monatliche Rente erhöht sich 
während der Berufsunfähigkeit jährlich 
durch die Leistungen aus der Uberschuß- 
beteiligung 

Für Sie von besonderem Vorteil ist d e 
Berufsunfähigkeitsregelung bei diesen: 
Versorgungsplan, denn sie unterscheidet 
sich positiv von der gesetzliche' i Rente' i 
Versicherung 



Bei Vertragsablauf im Erlebens fall 

• Die Versicherungssumme 

• Die Uberschußbeteiligung 

• Die garantierte Ruckgewahr der Bei- 
tragsteile, die für das Unfall und Berufs 
hzw Dienstunfähigkeitsrisiko ir tfehge 
zahlten Beitragen enthalten -in, wen: i 
keine Leistungen wegen Berufs bzw 
Dienstunfähigkeit in Ansp-uch genom- 
men wurden 

Bei nur vorübergehender Berufs bzw 
Dienstunfähigkeit erfolgt :!ie ^ückge 
^ihr der entsprechenden Recagste^ 
aus den Beiträgen, die na.-.ti Be ndigum; 
der letzten Berufs- uzw l ■ en-s ■unfähig 
keit gezahlt wurden 



Im Todesfall 

ihre Hinterbliebenen erhalten - auch 
wenn vorher bereits Berufs- bzw. Dienst - 
unfähigkeitsrenten gezahlt wurden ~ beim 

• Tod durch Krankheit die Versiche- 
rungssumme und die Überschußbetei!; 
yung, 

• Tod durch Unfall die anderthalbfach 

Verstehen ngssumme und die Üb*' 
Schußbeteiligung 

Einschluß einer 

Unfall^ nvaliditäts Versicherung 

Wenn d : e UnfaNnvaliditätsversicherur: . 
eingeschlossen ist, erhalten Sie. wenn 
Sin dun' 1 "» einen Unfall Invalide werde 
eine Kapitailei-stung entsprechend den 
Grad der dauernden Beeinträchtigung 
( jer fi'.U iish: fatiigkeit (InvaliditätV 



Berufsunfähigkeit liegt vor: 



Wenn Sie durch ärztlicherseits nach- 
weisbare Krankheit, Körperverletzung 
oder Kräfteverfall voraussichtlich dau- 
ernd außerstande sind, Ihren Beruf oder 
^ine andere Tätigkeit auszuüben, die auf- 
grund Ihrer Ausbildung und Erfahrung 
ausgeübt werden kann und die Ihrer bis 
herigen Lebensstellung entspricht, ode. 
wenn 'dieser Zustand mindestens un- 
unterbrochen sechs Monate bereits be 
standen hat und weiter andauert. 
Anders als in der gesetzlichen Renten- 
versicherung sind somit für die Anerken- 



Die Kapltarversicherung nimmt selbst 
verständlich an den Überschüssen der 
Hamburg-Mannheimer teil. Am Ende 
•inea Kalenderjahres - Je nach Ver- 
tragsdauer erstmals im 3. oder 4. Ver- 
«feherungsiahr - gewähren wir einen 



nung einer Berutsunfähiyfc r,[ d e vorge 
nannten Voraussetzungen ■ mlb< neidend 
Unabhängig davon ob Ste n ch eine 
andere berufliche Tätigkeit ausüben 
können und damit genausQvtei verdie- 
nen wie vorher ode: sogar mehr 
Tätigkeiten, die Ihrer bisherigen Lebens- 
stellung nicht angemessen sind, brau- 
chen Sie daher nicht aufzunehmen, auch 
wenn Sie sie aufgrund Ihr';; Ausbildung 
und Erfahrung ausüben konnten Wenn 
Sie dennoch aus eigenem Entschluß ei- 
ne Tätigkeit aufnehmen, die 'hrer bisheri- 



gen l < »ensstellung nicht entspricht, sc 
wird die Gewährung oder Wei*.er gewäh- 
rung der Berutsunfrihigkeitsteistungen 
dadui i> nicht infragt gestellt 
Als Nachweis der Berufsunfähigkeit ge- 
nügt such der Rentenbescheid eines 
Sozia ' Versicherungsträgers, wenn sich 
daraus die Berufs unfähig keit ergibt. 
Beamte im öffentlichen Dienst gelten 
mit dem Nachweis derDienstunfähigkeH 
als berufsunfähig. 



derltohe Beitragserhöhung ist der Pro 
zentsalz, um den der Höchstbeitrag in 
( jo r gesetzlichen Rentenversicherung 
steigt 



Die Wertzuwachs-Automatik 

Damit Ihr Versorgungsschutz wertstabil der Beitrag und die Leistungen äutoma 

bleibt und nicht durch den Kaufkraft tisch 

Schwund aufgezehd wird, vereinbaren Maßgebend für die automs che Erhö 

Sie zur Grundversich'erung eine Anpas- nung der Versicherungssu und der 

sungsversicherung. Dann erhöhen sich Rentenleistungen und die ahir srtbr 

Ausgezeichnete Überschußbeteiligung 

Oberschußanteil, der zur Ei ' ohi mg dei Bei / ahlung einer Berufs oder Di« n 8 

Versicherungssumme verw€ tet wird, unfe higkeitsrente werdet rusätzlf 

Außerdem zahlet- wir zu** mien mit Üb - sr. huSan leite am Ende e -es i . 

«ler VersicheniriRssnmme s » ohl bei Kaf. nderjahres tjewaV} un I 

Ablauf als auc* n fod-« fe'» einen ht;i 'erRenl * 
SchluBgewinnar 




an scna 

Hamburg-Mannheime 




Noch stehen Sie vor dem Examen. Doch bald haben 
Sie's geschafft. Und stehen voll im Berufsleben. Mit wenig 

Versicherungs-Schutz in den ersten Jahren. Im Extremfall sogar 
unversorgt. Hier fehlt Ihnen das Versorgungskonto der Hamburg-Mannheimer, 

das Ihnen besondere Vorteile bringt, wenn Sie sich jetzt entscheiden. 
Sprechen Sie deshalb gleich mit unserem Berater*. Damit Sie's mit 

Sicherheit schaffen - ohne „geschafft" zu werden. 

* Wir haben die S &eziaMstjan_ f üj r_deji^ka^jTij seh en Nachwuc hs. 



Hamburg-Mannheimer 

. . . die große Lebensversicherung 
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Informiere" 
s / Sie mich über den 
' Hemburg-MannheiW 



Organisation für Führungs- und Nachwuchskräfte „Die Brücke" ^y'-H*™ 

Anschuß 



Walter Schreiber 

Versöhn 9 für Addern! *<e«* 

2*r-oo HLr Travemündes 



